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soll, die als Geschädigte am Strafverfahren mitwirken kön­
nen, geht es bei der Rechtsstellung des Geschädigten darum, 
die Möglichkeiten und die Notwendigkeiten der weiteren Aus­
gestaltung der Mitwirkungsrechte der Geschädigten zu prü­
fen.

Generell wird vorgeschlagen, dem Geschädigten ausdrückT 
lieh das Recht einzuräumen, an der gerichtlicnen Hauptver- 
handiung teilzunehmen, Fragen zu stellen und Erklärungen 
abzugeben, um seine aktiven Mitwirkungsmöglichkeiten zu 
verstärken. Das Recht des Geschädigten, an der Hauptver­
handlung teilzunehmen, ist bisher nur indirekt in § 202 Abs. 4 
StPO (Benachrichtigung des Geschädigten vom Termin der 
Hauptverhandlung) enthalten. Konkrete Rechte zur aktiven 
Vornahme von Prozeßhandlungen durch Geschädigte in der 
Hauptverhandlung (außer der Geltendmachung von Schaden­
ersatzansprüchen und der als generelles Recht ausgestalteten 
Möglichkeit, Beweisanträge zu stellen) enthält die geltende 
StPO nicht. In der Praxis hatten jedoch nicht selten Geschä­
digte das Bedürfnis, sich in der Hauptverhandlung zu den 
sie berührenden Problemen zu äußern. Darauf haben die Ge­
richte sehr unterschiedlich reagiert. Die sachliche Berechti­
gung des Bedürfnisses Geschädigter, in der Hauptverhand­
lung zu Wort zu kommen, liegt u. E. meistens auf der Hand. 
Bezogen auf materiell Geschädigte enthält der Bericht des 
Präsidiums an die 5. Plenartagung des Obersten Gerichts die 
Feststellung, daß ihnen in der Hauptverhandlung Gelegenheit 
zu geben ist-, zu ihren Schadenersatzansprüchen Stellung zu 
nehmen/1 Das Recht des Geschädigten, Fragen — auch unab­
hängig von den Schadenersatzanträgen — zu stellen, sollte in 
die künftige StPO aufgenommen werden. Diese konkreten 
Mitwirkungsrechte können aus prozessualer Sicht wesentlich 
zur Wiederherstellung der Rechte des Geschädigten im Ein­
zelfall beitragen. Das Recht, Fragen zu.stellen, sollte sich auf 
die einzelnen Beweiserhebungsmaßnahmen in der Hauptver­
handlung beziehen. Dem Geschädigten sollte sowohl bezüglich 
materieller Ansprüche als auch zu ihn berührenden strafrecht­
lichen Fragen am Schluß der. Beweisaufnahme das Recht zu 
einer zusammenfassenden Erklärung zustehen. Die Wahrneh­
mung dieser Rechte könnte sich für das Gericht im konkreten 
Verfahren durchaus auch als Erkenntnisquelle für weitere- 
notwendige Beweisführungsmaßnahmen darstellen und somit 
zur Wahrheitsfindung beitragen.

Weiter geprüft werden müssen jedoch auch vorgetragene 
Bedenken, die insbesondere bei serienmäßig begangenen 
Eigentumsstraftaten auf die Gefahr der Überladung der 
Hauptverhandlung infolge der Äußerungsmöglichkeiten einer 
Vielzahl von anwesenden Geschädigten hinweisen.

Wird ein generelles Anwesenheitsrecht des Geschädigten 
in der gerichtlichen Hauptverhandlung festgelegt, dann muß 
es der Geschädigte unabhängig davon, ob er als Beweisperson 
vernommen werden soll oder nicht, wahrnehmen können. 
Auch im Fall seiner Vernehmung als Zeuge hätte der Geschä­
digte künftig in Abweichung vom Grundsatz des § 32 Abs. 1 
StPO (die Zeugen einzeln und in Abwesenheit der später zu 
hörenden Zeugen zu vernehmen)4 5 dann das Recht, bereits vor 
seiner Vernehmung an der Hauptverhandlung teilzunehmen.

An dieser Stelle soll auf den in die Diskussion eingebrach- 
ten Vorschlag hingewiesen werden, die Aussagen von Geschä­
digten als gesondertes, von den Zeugenaussagen begrifflich 
abgehobenes Beweismittel in § 24 StPO aufzunehmen. De facto 
wäre das keine Erweiterung der Beweismittel, würde aber 
die Aufmerksamkeit der Organe der Strafrechtspflege von 
Anfang an auf die Spezifik dieses Beweismittels lenken.

Der Geschädigte ist ebenso wie der Beschuldigte im Un­
terschied zu dem nicht von der Straftat betroffenen Zeugen 
ein „Zeuge in eigener Sache“. Deshalb sollte man ihn begriff­
lich vom unbeteiligten Zeugen abheben. Das würde zu mehr 
Eindeutigkeit in der StPO führen/ zumal sie bereits an vielen 
Stellen (und künftig voraussichtlich in noch stärkerem Maße) 
den Geschädigten als aktiven Verfahrensbeteiligten und als 
besondere Prozeßfigur hervorhebt.

Auch rechtspolitisch wäre damit wesentlich dem Anliegen 
gedient, die Rechtsstellung des Geschädigten insgesamt im 
Strafverfahren zu stärken. Eine Regelung, wie die des jetzi­
gen § 225 Abs. 5 StPO (Schutz der Rechte des Geschädigten 
auch während seiner durch die Vernehmung als Zeuge be­
dingten Abwesenheit), wäre in diesem Fall entbehrlich.

Wie bisher wäre aber auch nach künftigem Recht-zwischen 
der Vernehmung des Geschädigten als Beweisperson und sei­
nen sonstigen Erklärungen im Rahmen der Mitwirkungs­
rechte im Verfahren (die nicht Beweismittel sind und deshalb 
beweismäßig nicht verwertet werden können) zu unterschei­
den. Es sollte festgelegt werden, daß der Geschädigte in zeit­
licher Reihenfolge vor den Zeugen zu der ihn betreffenden 
Straftat vernommen wird. Bezüglich der Wahrheitspflicht des

Bei anderen gelesen

Angemaßte BRD-Obhutspflicht 
gegenüber DDR-Stcratsbürgern
Pro/. Dt. Gerhard S t u b  у (Ordinarius für öffentliches 
Recht an der Universität Bremen) kommentiert in „Demo­
kratie und Recht“ (Hamburg Köln) 1989, Heft 4, S. 363 ff., 
Fragen der ständigen Ausreise von DDR-Bürgern über 
Drittländer oder direkt in die BRD unter dem Gesichts- 

' punkt des Völkerrechts. Zur „besbnderen deutschen Ob­
hutspflicht gegenüber DDR-Bürgern“ schreibt er u.a.:
■ . . O ff iz ie l le  S taa tsd o k tr in  d e r  B R D , ab g eseg n e t  v o m  B u n d es ­
v e r fa s su n g sg er ich t ,  i s t  d a s  F o r tb es teh en  d es  D eu tsch en  R e ich es  
in  d en  G ren zen  v o n  1 9 3 7 .  D ie se s  i s t  zw ar  zu r  Z e i t  h an d lu n g s ­
u n fäh ig .  A b e r  n ich t  n u r  fü r  W a ig e l  u n d  v .  W e izsäck e r ,  so n d e rn  
fü r  d ie  w ach sen d e  Z ah l  d e r  Ü b e r läu fe r  in  d ie  „H e im  in s  R e ich -  
B ew eg u n g " ,  rü ck t  d ie  Z e i t  d e r  H an d lu n g s fäh ig k e i t  d e s  D eu t­
sch en  R e ich es  im m er  n äh e r .  E in  G lü ck , d aß  d ie se s  G eb i ld e  
rech ts fäh ig  g eh a l ten  w u rd e .

Nach wie vor besteht daher eine „deutsche Staatsangehö­
rigkeit“, an die das Grundgesetz in Art. 116 GG anknüpft. Eine 
eigene Bundesangehörigkeit existiert nicht. Deutsche in diesem 
Sinne sind ebenso alle Bürger der DDR. Diese Rechtsauffas­
sung ist auch nach dem Abschluß des Grundlagenvertrages von 
1972 nicht geändert worden.

Völkerrechtlich ist sie zumindest bedenklich. Die Bundes­
republik maßt sich nämlich Rechte gegenüber der DDR, einem 
souveränen Staat an — und daß die DDR dies ist, ist unbestrit­
ten —, die sich z. B. Frankreich, wenn es bezüglich der Bewoh­
ner von Eisaß-Lothringen ebenso behandelt würde, nie gefal­
len lassen würde. Daß der „Schutz“ gegenüber den „Deut­
schen“ aus der DDR erst wirksam wird, wenn sie freiwillig in 
den Zuständigkeitsbereich der BRD gelangen, beseitigt die völ­
kerrechtliche Fragwürdigkeit dieser Konstruktion nicht. ...

„Neues Denken" kann doch nicht darin bestehen, den müh­
samen Fortschritt des Entspannungsprozesses zugunsten eines­
illusionären neudeutschen Imperialismus über Bord zu werfen. 
Wäre nicht jetzt die Stunde gekommen, volle Verwirklichung des 
Völkerrechts in den Beziehungen zur DDR, nämlich die Aner­
kennung einer DDR-Staatsbürgerschaft zu fordern? ...

Rückkehr zur Nüchternheit wäre die wirksamste Unterstüt­
zung einer Reform in der DDR. Es würde nämlich anerkannt 
werden, daß Reformen weder nach Inhalt und Form von der 
Bundesrepublik aus „empfohlen“ werden können, sondern, 
völkerrechtlich ausgedrückt, eine innere Angelegenheit der DDR 
sind. ...

Geschädigten bei Aussagen anläßlich von Vernehmungen muß 
es natürlich bei der Anwendung der für Zeugen geltenden 
Regelungen verbleiben.

Um die aktiven Mitwirkungsmöglichkeiten des Geschädig­
ten zu verbessern, wurde vorgeschlagen, ihm auch das Recht 
zur Stellung anderer Anträge (als im Rahmen der Beweisfüh­
rung oder Zur Geltendmachung eines Schadenersatzanspruchs) 
einzuräumen. Dieses Antragsrecht allgemeiner Art soll sich 
auf das gerichtliche Verfahren beziehen und könnte beispiels­
weise Anträge auf Ausschluß der Öffentlichkeit, auf Nichtzu­
lassung bestimmter, den Geschädigten diskriminierender 
Fragen, auf Unterbrechung oder Vertagung der Hauptver­
handlung einschließen. Hierzu bedarf es aber weiterer Über­
legungen, um derartige Antragstellungen auf die im berech­
tigten Interesse des Geschädigten liegenden notwendigen Fälle 
zu begrenzen. In Verbindung mit seinem Recht auf Teilnahme 
an der Hauptverhandlung wäre z. B. zu klären, ob dem Ge­
schädigten ein Antragsrecht auf Vertagung der Hauptverhand­
lung zugebilligt werden soll, wenn er aus gesellschaftlich an­
zuerkennenden Gründen an dem ursprünglich anberaumten 
Termin nicht teilnehmen kann.

Die aktiven Mitwirkungsrechte des Geschädigten im Straf­
verfahren hängen inhaltlich mit der Möglichkeit der Vertre­
tung des Geschädigten durch einen Rechtsanwalt.zusammen. 
Nach § 17 Abs. 3 StPO sind die Rechte des Rechtsanwalts bei 
der Vertretung des Geschädigten im Strafverfahren auf die 
Geltendmachung des Schadenersatzanspruchs begrenzt. Die 
neugefaßte Strafprözeßordnung sollte diese Begrenzung auf- 
heben und eine Regelung vorsehen, die sowohl die Interessen 
des Geschädigten an der Mitwirkung eines Rechtsanwalts 
berücksichtigen als auch dem notwendigen Anliegen eines 
Strafverfahrens Rechnung trägt.
4 Vgl. Abschn. II Ziff. 4 des Berichts des Präsidiums an die 5. Ple­

nartagung des Obersten Gerichts, a. a. O., S. 9.
5 Nach § 221 Abs. 2 Satz 2 StPO werden ja deshalb auch die erschie­

nenen Zeugen zu Beginn der Hauptverhandlung aufgefordert, bis 
zu ihrer Vernehmung den Sitzungssaal zu verlassen.


